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«Ich meinti»

Freiheit mit Verantwortung
Jetzt gibt es keinHaltenmehr.
KeineZertifikatspflichtmehr.
Maskenpflicht fast völlig aufge-
hoben.Nur nochkurze Isola-
tion beiCoronapositiv-Fällen.
Die herbeigesehnte Freiheit hat
unswieder. Aber«Freiheitmit
Verantwortung»hat unser
Bundespräsident gesagt. Jeder
soll selbst entscheiden,wie er
sich trotz noch vorhandener
Pandemie in derÖffentlichkeit
verhaltenwill.

Das geht von freiwilligem
Maskentragenbis zumVerzicht
aufHändeschütteln. Auchdas
Küsschen,Küsschenbei Be-
grüssungenundVerabschie-
dungenwird es schwierig
haben, jedenfalls amAnfang.
Daranmüssenwir uns erst
wieder gewöhnen.

Mitten indieser neuenLebens-
phase beginnt die Fasnachts-
zeit.DieVorfreude steigt
stündlich, jedenfalls bei den
Fasnachtsbegeisterten, die
schon fast aufgegebenhaben.
Jetzt geht es noch imEiltempo
indenKostümladen. Es gibt
viele, die völlig unvorbereitet
sindundausAngst vor der
Absage keineZeit in die Fas-
nachtsvorbereitungen gesteckt
haben. Jetzt noch schnell dies
unddas in derGruppebasteln,
nähen, organisieren, abma-
chen, richtigeMasken vorberei-
ten,mit viel Euphorie undalles
unter Zeitdruck.Alles darf
stattfinden,Guuggenkonzerte,
Umzüge, ungewohnteMen-
schenansammlungen, einfach
alles. FreudeundFreiheit
herrscht, aber «Freiheitmit

Verantwortung».Wir sind ja
maskiert,wird es dannheissen.

In dieser schon fast hektischen
Vorfreudezeitwerdendie
Wahlunterlagen indieHaushal-
te kommen.Genau, das ist ja
auchnoch zubewältigen.
Bereits seitWochen stehen sie
in jedemWetter und strahlen
umdieWette. Auf Plakaten,
teilweise lebensgross oder so
klein, dassmanniemanden
erkennt, im«Unterwaldner»,
im«Blitz» oder in derTageszei-
tung.Nicht zu vergessen sind
die sozialenMedienunddie
vielen farbigenPostzustellun-
gender politischenParteien.
Mit ganzenParteizeitungen
werdendieWähler eingedeckt.
AbAschermittwochnoch zehn
TageZeit, dieQual derWahl

hinter sich zu lassen. Ein urde-
mokratischerAkt, geprägt auch
hier von«Freiheitmit Verant-
wortung»desWahlvolkes.Die
Auswahl ist gross, dieVielfalt
der Persönlichkeiten enorm.

Ichmeinti, jetzt liegt es am
Stimmvolk, verantwortungsbe-
wusst dieFreiheit desWählens
zunutzen.Aberwas sinddieKri-
terien?Sympathie, Lebenslauf,
persönlichesKennen,Leis-
tungsausweis,Wahlversprechen
der zugehörigenpolitischen
Partei odernurdasBauchge-
fühl?Nicht ganzeinfach. Je
mehrStimmberechtigte andie
Urnegehen, jebesserwird sich
dieVielfalt verteilen.Fürdenge-
wähltenPolitikermussan-
schliessendderbestePlatz
gesuchtwerden. Jeder soll das

machen imAmt,waserwirklich
kann.DerbestePlatz für einen
Politiker soll nichtdasWahlpla-
kat bleiben,wieLoriot zynisch
gesagthabensoll:Dort sei der
Politiker tragbar, geräuschlos
und leicht zuentfernen.

Karl Tschopp, Stans
redaktion@nidwaldnerzeitung.ch

Karl Tschopp, Rechtsanwalt,
Stans, äussert sich an dieser
Stelle abwechselnd mit anderen
Autoren zu einem selbst ge-
wählten Thema.

Hier werden Politiker gelöchert
Sechs Personenwollen in dieObwaldner Regierung. Kantonsschülerinnen und -schüler fühlten ihren Puls.

Manuel Kaufmann

Der Mehrzweckraum der Kan-
tonsschuleObwalden (KSO)er-
innerteamDonnerstagetwasan
einen Marktplatz. Allerdings
wurde nicht über Produkte ver-
handelt, sondern über Politik
diskutiert. ImRahmeneiner In-
formationsveranstaltungzuden
kommenden Wahlen konnten
sich die Obwaldner Parteien an
der Kanti Sarnen präsentieren.
Die Schülerinnen und Schüler
des4. bis6.Gymis schlenderten
vonStandzuStandundbombar-
dierten die Vertreterinnen und
Vertreter der Parteien mit poli-
tischen Fragen, die sie beschäf-
tigen. Nebst den neun Parteien
(inklusive Jungparteien) waren
auch alle sechs Regierungskan-
didatinnenund -kandidatenan-
wesend. «Es sind bereits viele
interessanteGesprächeentstan-
den», sagt Regierungsrat Josef
Hess (parteilos). Er sprach mit
den SchülerinnenundSchülern
über Themen wie Energie- und
Umweltpolitikundbegrüsstden
Anlass an der Kanti: «Dies ist
einer der wenigen physischen
Anlässe, die im Vorfeld der
Wahlen stattfinden.»

Sein Amtskollege Christian
Schäli (CSP) ist vertieft in eine
Diskussion mit zwei Schülerin-
nen über die Velowege im Kan-
tonObwalden.Aucherfindet es
wichtig, denAustauschmit den
Jugendlichen zu suchen. Schäli
scheintdiebeidenSchülerinnen
überzeugt zu haben: Wären sie
volljährig, würden sie Schäli
wieder indieRegierungwählen,
wie sie versichern.

«Guteundkonkrete
Fragen»
AuchdiebeidenCVP/Mitte-Re-
gierungsratskandidierenden
Christoph Amstad (bisher) und
Cornelia Kaufmann-Hurschler
(neu) nahmen sich die Zeit für
denAnlass an derKSO. Sie sind
sehr zufrieden. «Ich bin positiv
überrascht von den guten und
konkreten Fragen, die uns von
den Studierenden gestellt wer-

den», sagt Cornelia Kaufmann.
«Es kamen interessante Fragen
zu Themen wie Gratis-ÖV,
Stimmrechtsalter 16 und auch
dasStimmrecht fürAusländer»,
ergänzt Christoph Amstad. Die
Regierungsrätin Maya Büchi
(FDP) schliesst sich der Mei-
nung ihrerKolleginnenundKol-
legenan.AuchsiefindetdenAn-
lass sehrwertvoll. Ihr sei aufge-
fallen,dasssichdieJugendlichen
insbesondere für die Themen
Nachhaltigkeit und Klimawan-
del stark interessieren.

Regierungsrat DanielWyler
(SVP) macht sich nichts vor:
«Die Jugendlichen wählen ten-
denziell eher links.» Trotzdem
spüreer keineAbneigunggegen
seinePartei.DieGespräche sei-

en sachlichundsehr interessant.
Andor Infanger aus der 6. Klas-
se ist mit seinen 19 Jahren be-
reits wahlberechtigt. Er hat vor,
seinen Wahlzettel auszufüllen.
Wen er in den Regierungsrat
wählt, weiss er allerdings noch
nicht. «Ich will diese Lektion
noch nutzen, ummit allenKan-
didierendenzu redenundmir so
ein besseres Bild zu verschaf-
fen», sagt er. Bisher seien ihm
alle sympathisch erschienen.

Die Schülerin Janina Surek
feiert amTagderVeranstaltung
ihren 18. Geburtstag und hat
auch gleich vor, wählen zu ge-
hen.«Bisherhatmichdie SPam
meisten überzeugt», sagt sie.
Dem schliessen sich ihre Kolle-
ginnen Julia Blättler und Karin

Vogel an, die beide erst 17 Jahre
alt und damit noch nicht wahl-
berechtigt sind. CelineMoreira
(19) ist zwar schon volljährig,
wählen kann sie aber trotzdem
nicht: «Ichwürde gernewählen
gehen,habeaberdenSchweizer
Pass leider nicht», erklärt sie.
Für eine Person könnte sie sich
nicht entscheiden.«Ammeisten
überzeugt haben mich die Ant-
worten der FDP und die SP»,
sagt sie.

Antwortenwerden
ausgewertet
Vanessa Kiser (16), SiroMinder
(16) und Meera Michelutti (16)
gehen in die 4. Klasse. Eine be-
vorzugte Partei haben sie alle
nicht. «Uns ist die Zukunft sehr

wichtigundwirwollenvonallen
Parteien wissen, was sie gegen
den Klimawandel unterneh-
men», sagt Siro Minder. «Am
EndederLektionwerdenwirdie
Antworten der verschiedenen
Parteien miteinander verglei-
chen und uns so eine Meinung
bilden», fügt Vanessa Kiser an.

Für Geschichtslehrer und
OrganisatorBernardKrummen-
acher ist der Anlass ein Erfolg.
Er findet es schön, dass alle Re-
gierungsratskandidierendenzu-
gesagt haben. «Das ist Obwal-
den», sagt er erfreut.Der direk-
te Austausch sei für viele
Schülerinnen und Schüler inte-
ressanter als das ausschliessli-
che Behandeln politischer The-
men im Schulunterricht.

Politik ist nicht nur trocken: Regierungsrat Christian Schäli scherzt mit Kantonsschülerinnen. Bild: Manuel Kaufmann (Sarnen, 17. Februar 2022)

Zugang zu Akten
genauer geregelt
Obwalden Der Kanton Obwal-
den stellt den Zugang zu amtli-
chen Dokumenten auf eine ge-
setzliche Basis. Dafür hat der
Regierungsrat den Entwurf des
Öffentlichkeitsgesetzes verab-
schiedetund indieVernehmlas-
sung geschickt.

Das Gesetz regelt den Zu-
gang zu amtlichen Dokumen-
ten, die Ausnahmen, das Ver-
fahren sowie die Zuständigkei-
ten, wie es in einer Mitteilung
heisst.DerGeltungsbereichdes
Öffentlichkeitsgesetzes wird
auf den Kantonsrat und seine
Organe ausgedehnt. Es gilt
auch für öffentlich-rechtliche
Anstalten sowie Private, die öf-
fentliche Aufgaben überneh-
men. Auf kommunaler Ebene
soll das Öffentlichkeitsgesetz
nicht nur für die Einwohnerge-
meinden gelten, sondern im
Sinne der Gleichbehandlung
auch für Bezirks-, Bürger- und
Kirchgemeinden.

Öffentlichkeitsprinzip
1997eingeführt
Gemäss der Medienmitteilung
verfügt der Kanton Obwalden
bereits seit 1997 über ein Öf-
fentlichkeitsprinzip.Dieses soll
mit demGesetz nunaberdetail-
lierter geregelt werden, wird
Landschreiberin Nicole Frunz
Wallimann inderMitteilung zi-
tiert: «Die sehr kurz und allge-
mein gehaltene Formulierung
des Öffentlichkeitsprinzips im
Staatsverwaltungsgesetz wirft
in der Praxis gelegentlich Fra-
genauf underöffnet denBehör-
den und Stellen einen weiten
Ermessensspielraum.»Dies soll
sich nun ändern.

DieVernehmlassungdauert
bis am 16. Mai. Voraussichtlich
im Herbst kann der Kantonsrat
das Öffentlichkeitsgesetz bera-
ten. Der Gesetzesentwurf geht
auf eineMotion vonKantonsrat
Mike Bacher und 20 Mitunter-
zeichnendenzurück.Dieserhat-
te das Parlament im Juni 2019
zugestimmt. (cgl)

Kampagne gegen
Littering lanciert
Lungern Fischer und Erho-
lungssuchende rund um den
Lungerersee sollennichtnurdie
Fische, sondern auch den eige-
nenAbfallmit nachHause neh-
men. Darauf macht eine neue
Kampagne aufmerksam, die
vomVerwaltungsrat derLunge-
rersee AG lanciert wurde. Das
Unternehmen hat dafür ein
Maskottchengeschaffen.Es soll
auf sympathischeArt aufdieLit-
tering-Problematikaufmerksam
machen, schreibt die Lungerer-
see AG in einerMitteilung.

DasFischerparadiesLunge-
rersee erfreut sich grosser Be-
liebtheit.Die Schattenseite die-
ses Erfolgs ist jedoch unter an-
derem,dass immermehrAbfall
rundumdenLungerersee liegen
geblieben ist. Gemeinsam mit
demWerkdienst derGemeinde
wurden vermehrt Kehrichttou-
ren durchgeführt. «Unser Ziel
ist es jedoch,dieFischer zurMit-
nahme ihres eigene Abfalls zu
bewegen», wird Daniel Oder-
matt, Geschäftsführer der Lun-
gerersee AG, in der Mitteilung
zitiert. (cgl)


